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Betreff 
 
Antrag der Fraktionen CDU und SPD,  
hier: Definierte Nutzungsbereiche und Abstellplätze für E-Scooter und E-Roller 
 

 
Inhalt 
 
Die Bezirksvertretung beauftragt die Verwaltung, in Abstimmung mit den im Stadtbezirk Mitte 
etablierten Anbietern von E-Rollern und E-Scootern, sowohl definierte Nutzungsbereiche wie 
auch definierte Abstellplätze einzurichten. Insbesondere ist hierbei auf eine GPS-gestützte 
Lösung hinzuwirken, die die Nutzung der Leihroller und -scooter in Fußgängerzonen 
verhindert. 
 
Begründung 
 
Fußgängerzonen sind Räume, die bewusst für den langsamen und sicheren Aufenthalt von 
Passanten gestaltet sind – dazu gehören Familien mit Kindern, ältere Menschen oder 
Personen mit eingeschränkter Mobilität. Fußgängerzonen sind auch Orte zum Verweilen, 
Einkaufen und für den sozialen Austausch. E-Roller und E-Scooter bewegen sich hingegen 
oft mit vergleichsweise hoher Geschwindigkeit, wodurch ein erhebliches Risiko von 
Kollisionen und Unfällen besteht. 
 
Das in Duisburg bestehende Verbot für E-Roller und E-Scooter in Fußgängerzonen ist 
folglich sinnvoll und sachgerecht. Es soll die Sicherheit sämtlicher Nutzer gewährleisten. 
 
Leider wird die Einhaltung des bestehenden Verbotes in Duisburg nur unzureichend durch 
Polizei und SAD überwacht, mit der Konsequenz, dass es in den Fußgängerzonen immer 
wieder durch die verbotswidrige Nutzung von E-Rollern und E-Scootern zu kritischen 
Situationen und auch Unfällen kommt. Daher ist eine technische Lösung anzustreben, die 
die Nutzung von E-Rollern und E-Scootern in Fußgängerzonen nachhaltig unterbindet. 
 
Auch stellt der sonstige nicht sachgerechte Umgang mit den Rollern und Scootern wie das 
willkürliche Parken an ungeeigneten Stellen, das Blockieren von Geh- und Fahrradwegen, 
Eingängen und anderen öffentlichen Bereichen eine nicht unerhebliche Beeinträchtigung des 
Stadtbildes dar, daher sollten insbesondere in identifizierten Problembereichen spezielle 
Abstellzonen ausgewiesen werden. 
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